


Studien zum ausländischen und internationalen Privatrecht

426

Herausgegeben vom

Max-Planck-Institut für ausländisches
und internationales Privatrecht

Direktoren:

Holger Fleischer, Ralf Michaels und Reinhard Zimmermann





Richard Johannes Bader

Koordinationsmethoden im
Internationalen Privat- und Verfahrensrecht

Mohr Siebeck



Richard Johannes Bader, geboren 1986; 2005–2011 Studium der Rechtswissenschaften in Tü-
bingen und Aix-en-Provence (Maîtrise en droit); 2011–2013 Wissenschaftlicher Angestellter 
an der Universität Tübingen; 2013–2014 LL.M.-Studium am Europakolleg in Brügge; 2015–
2017 Referendariat am Landgericht Tübingen mit Stationen u. a. am Gerichtshof der Europäi-
schen Union in Luxemburg und im Bundesministerium für Wirtschaft und Energie in Berlin; 
2017 Eintritt in den höheren Justizdienst des Landes Baden-Württemberg; 2018 Promotion.

D 21

ISBN  978-3-16-157015-5 / eISBN  978-3-16-157016-2
DOI  10.1628/978-3-16-157016-2

ISSN  0720-1141 / eISSN  2568-7441 
(Studien zum ausländischen und internationalen Privatrecht)

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbib-
liographie; detaillierte bibliographische Daten sind über http://dnb.dnb.de abrufbar.

©  2019  Mohr Siebeck Tübingen.  www.mohrsiebeck.com 

Das Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung au-
ßerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Verlags unzu-
lässig und strafbar. Das gilt insbesondere für die Verbreitung, Vervielfältigung, Übersetzung 
und die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.

Das Buch wurde von Gulde Druck in Tübingen gesetzt und auf alterungsbeständiges Werk-
druckpapier gedruckt und von der Buchbinderei Nädele in Nehren gebunden. 

Printed in Germany. 



Vorwort

Die Juristische Fakultät der Eberhard Karls Universität Tübingen hat die vorlie-
gende Arbeit im Sommersemester 2018 als Dissertation angenommen. Literatur 
konnte bis Januar 2019 berücksichtigt werden.

Diese Arbeit hat mich während zweier wichtiger Stationen meiner Ausbildung 
begleitet und ist von verschiedenster Seite beeinflusst worden, wofür ich mich 
sehr herzlich bedanken möchte. Die erste Station in Tübingen betreffend gilt 
mein herzlichster Dank zu allererst meinem sehr geschätzten Doktorvater Herrn 
Professor Dr. Martin Gebauer, der nicht nur das Thema der Arbeit angeregt hat, 
sondern für Diskussionen stets zur Verfügung stand und mich bereits während 
meines Studiums fachlich nachhaltig beeinflusst hat. Herrn Professor Dr. Martin 
Nettesheim danke ich sehr für die zügige Erstellung des Zweitgutachtens.

Mein herzlicher Dank gilt ferner Herrn Professor Dr. Jan Schürnbrand und 
Herrn Professor Dr. Joachim Vogel für die sehr schöne und lehrreiche Zeit als 
wissenschaftlicher Angestellter an ihren Tübinger Lehrstühlen. Es betrübt mich 
sehr, dass sie das Ende dieser Arbeit nicht erleben konnten. Die Zusammenarbeit 
mit ihnen war mir eine Ehre und Freude. Daneben gilt mein Dank jedoch nicht 
minder den weiteren wunderbaren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern an diesen 
Lehrstühlen.

Die zweite Station ist das College of Europe, an dem ich von 2013 bis 2014 im 
Rahmen des LL.M.-Programms studiert habe. Hier gilt mein Dank zunächst 
Herrn Professor Dr. Peter Arnt Nielsen für seine Anregungen im Rahmen meiner 
Masterarbeit, die teilweise in diese Dissertation eingeflossen ist. Ferner danke 
ich Herrn Professor Dr. Dr. Phedon Nicolaides dafür, dass er mir zuvor unbe-
kannte Zugänge zur Regulierungstechnik eröffnet und damit Grundlagen ge-
schaffen hat, die bei der Gedankenführung dieser Arbeit sehr geholfen haben.

Sehr herzlich möchte ich mich auch bei allen bedanken, die durch ihre Freund-
schaft, Initiative zu notwendigen Ablenkungen von der Arbeit und ihre Diskussi-
onsbereitschaft wichtige Beiträge zum Gelingen dieser Arbeit geleistet haben.

Mein ganz besonderer Dank gilt schließlich meiner Familie für ihre Beglei-
tung auf meinem gesamten bisherigen Lebens- und Ausbildungsweg, die weit 
über fortwährende Unterstützung, Rat, Geduld und aufmunternde Worte hinaus-
reicht. Ihr widme ich daher diese Arbeit.

Tübingen, im Januar 2019	 Richard Bader





„Auch für die Fortentwicklung des europäischen internationalen Privat- und 
Verfahrensrechts gilt: Weder Rom noch Brüssel sind an einem Tag zu erbauen.“

(Dennis Solomon, FamRZ 2004, 1409, 1419)
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Einleitung

§  1 Problemstellung

Das Eingangszitat von Solomon ist nicht ohne Grund der Leitsatz dieser Arbeit. 
Rom und Brüssel – und wenn man so will auch Den Haag – zu erbauen, braucht 
Zeit. In den letzten Jahren ist es allerdings zu einem regelrechten Bauschub ge­
kommen. Nicht nur die Anzahl von Haager Übereinkommen ist gestiegen; auch 
die neue Brüssel Ia-VO1 hat das EuZPR verändert und die Rom  III-VO2 das 
Scheidungskollisionsrecht. EuIPR und EuZPR gleichermaßen betreffen die Eu­
UnthVO3 und die EuErbVO4. Zusätzlich ist die Vereinheitlichung des IPR und 
IZVR in Ehegütersachen sowie in Gütersachen für eingetragene Partnerschaften 
so weit fortgeschritten, dass aus den jeweiligen Rechtssetzungsvorschlägen5,6 nun­
mehr die EuGüterVO7 und die EuPartVO8 geworden sind. Die EU-Kollisions

1  Verordnung (EU) 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über die gericht­
liche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen vom 12.12.2012 (ABl. EU 2012 Nr. L 351/1, zuletzt geändert durch Art.  1 ÄndVO 
(EU) 542/2014 vom 15.5.2014 (ABl. EU 2014 Nr. L 163/1) (im Folgenden: Brüssel Ia-VO).

2  Verordnung (EU) Nr.  1259/2010 des Rates zur Durchführung einer Verstärkten Zusammen
arbeit im Bereich des auf die Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des Ehebandes anzu­
wendenden Rechts vom 20.12.2010 (ABl. EU 2010 Nr. L 343/10) (im Folgenden: Rom  III-VO).

3  Verordnung (EG) Nr.  4/2009 des Rates über die Zuständigkeit, das anwendbare Recht, die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und die Zusammenarbeit in Unterhalts­
sachen vom 18.12.2008 (ABl. EU 2009 Nr. L 7/1) (im Folgenden: EuUnthVO).

4  Verordnung (EU) Nr.  650/2012 des europäischen Parlaments und des Rates über die Zu­
ständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun­
gen und die Annahme und Vollstreckung öffentlicher Urkunden in Erbsachen sowie zur Einfüh­
rung eines Europäischen Nachlasszeugnisses vom 4.7.2012 (ABl. EU 2012 Nr. L 201/107) (im 
Folgenden: EuErbVO).

5  Vorschlag für eine Verordnung (EU) des Rates über die Zuständigkeit, das anzuwendende 
Recht, die Anerkennung und die Vollstreckung von Entscheidungen im Bereich des Ehegüter­
rechts vom 16.3.2011 (KOM 126 endg.) (im Folgenden: V-EuGüterVO).

6  Vorschlag für eine Verordnung (EU) des Rates über die Zuständigkeit, das anzuwendende 
Recht, die Anerkennung und die Vollstreckung von Entscheidungen im Bereich des Güterrechts 
eingetragener Partnerschaften vom 16.3.2011 (KOM 127 endg.) (im Folgenden: V-EuPartVO)

7  Verordnung (EU) 2016/1103 des Rates zur Durchführung einer Verstärkten Zusammenar­
beit im Bereich der Zuständigkeit, des anzuwendenden Rechts und der Anerkennung und Voll­
streckung von Entscheidungen in Fragen des ehelichen Güterstands vom 24.6.2016 (ABl. EU 
2016 Nr. L 183/1) (im Folgenden: EuGüterVO).

8  Verordnung (EU) 2016/1104 des Rates zur Durchführung der Verstärkten Zusammenar­
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rechtsakte9 bedürfen ihrerseits in gewissen Punkten mitgliedstaatlicher Durch­
führungsgesetze und beeinflussen u. a. auf diese Weise die nationale Rechts
setzung. Die Gemengelage von völkervertraglichen, europäischen und nationalen 
Kollisions- und Verfahrensregeln hat sich stark verdichtet und wird sich mit In­
krafttreten weiterer rechtsvereinheitlichender Verordnungen noch weiter verdich
ten. Angesichts der Fülle von Rechtsnormen auf den verschiedenen Regelungs
ebenen – der völkervertraglichen, EU- und nationalen Ebene – stellt sich die Fra­
ge, ob die jeweiligen Normgeber darauf achten, dass diese mit anderen Normen 
und Rechtsakten auf derselben oder auf einer anderen Ebene koordiniert sind – 
und wenn das nicht der Fall ist: wie die Koordination verbessert werden kann.
Die Fragestellung soll an dieser Stelle anhand zweier Beispiele verdeutlicht 

werden.

Nehmen wir zunächst an, dass der in Frankreich ansässige F im Internet bei der in Italien an-
sässigen Firma S ein Fahrrad kauft. Eine wirksame Rechtswahl, auf welche die Website aus-
drücklich und ausreichend deutlich hinweist, führt zu schweizerischem Recht. Als das Fahrrad 
bei F ankommt, entspricht es nicht seinen Vorstellungen und er möchte den Vertrag widerrufen.

Da sowohl Italien als auch Frankreich Vertragsstaaten des Haager Übereinkom­
mens über das auf Kaufverträge über bewegliche Sachen anwendbare Recht von 
1955 (im Folgenden: HÜ 1955) sind, geht es der Rom  I-VO gemäß Art.  25 Abs.  1 
Rom  I-VO vor.10 Im schweizerischen Recht gibt es jedenfalls kein dem EU-Wi­
derrufsrecht bei Fernabsatzverträgen vergleichbares Recht, einen Vertrag zu wi­
derrufen.11 Eine Norm, über welche die Vorschriften der Fernabsatzrichtlinie als 
zwingende Vorschriften einbezogen werden müssten, enthält das Übereinkom­
men nicht. Wegen Art.  25 Rom  I-VO erscheint es nicht möglich, auf Art.  9 
Rom  I-VO zurückzugreifen, auf Art.  3 Abs.  4 Rom  I-VO abzustellen oder den in 
Art.  6 Rom  I-VO („Verbraucherverträge“) enthaltenen Günstigkeitsvergleich he­
ranzuziehen. Somit führt der Vorrang des Übereinkommens dazu, dass im Ver­
hältnis zweier EU-Mitgliedstaaten alle in der EU entwickelten verbraucherschüt­
zenden Normen, die normalerweise in Betracht kämen, nicht wirken können, 

beit im Bereich der Zuständigkeit, des anzuwendenden Rechts und der Anerkennung und Voll­
streckung von Entscheidungen in Fragen güterrechtlicher Wirkungen eingetragener Partner­
schaften vom 24.6.2016 (ABl. EU 2016 Nr. L 183/30) (im Folgenden: EuPartVO).

9  Auch wenn die Rechtsakte vor dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon am 1.12.2009 
offiziell als Rechtsakte der EG und erst nach diesem Datum als solche der EU bezeichnet wer­
den, werden sie in dieser Arbeit der Einfachheit wegen allesamt als EU-Rechtsakte bezeichnet.

10  Art.  25 Abs.  2 Rom  I-VO ist nicht anwendbar, da mit dem Niger, Norwegen und der 
Schweiz auch Nicht-EU-Mitgliedstaaten Vertragsstaaten des Übereinkommens sind. Auch 
Dänemark ist Vertragsstaat und gilt wegen Art.  1 Abs.  4 S.  1 Rom  I-VO hier nicht als Mitglied­
staat.

11  Art.  40a–40g OR betreffen nur ein Widerrufsrecht für Haustür- und ähnliche Verträge.
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obwohl sie gerade auch für eine solche Fallgestaltung entwickelt wurden. Die 
Möglichkeit dieses Ergebnisses darf angesichts des in Art.  169 AEUV enthalte­
nen Ziels eines hohen Verbraucherschutzniveaus nicht bestehen. Die in Art.  25 
Rom  I-VO erfolgte Koordination mit internationalen Übereinkommen ist daher 
fragwürdig.
Der Günstigkeitsvergleich selbst offenbart ebenfalls als Hauptdarsteller im 

Verhältnis zu anderen EU-Kollisionsrechtsakten ein Problem, welches durch fol­
gendes Beispiel angedeutet werden soll:12

Verbraucher V mit gewöhnlichem Aufenthalt in Deutschland kauft von dem in Frankreich an-
sässigen Unternehmer U per Fernabsatzgeschäft einen Teppich. Der Vertrag unterliegt auf-
grund einer als wirksam unterstellten Rechtswahl türkischem Recht. Als V den Teppich in 
Frankreich erhält, rufen die in ihm enthaltenen Stoffe eine allergische Reaktion bei V hervor, 
was dem U auch zurechenbar sei. 

Da es in diesem Fall zu einer unerlaubten Handlung mit Bezug zu einem Vertrag 
gekommen ist, würde man an eine akzessorische Anknüpfung des Delikts- an das 
Vertragsstatut denken. Da es bzgl. des Verbrauchervertrages aber zu einer Rechts­
wahl gekommen ist, wird das subjektive Vertragsstatut (türkisches Recht) durch 
die zwingenden Verbraucherschutzvorschriften des objektiven Verbrauchersta­
tuts (deutsches Recht) überlagert. Unklar ist, wie sich das auf die akzessorische 
Anknüpfung nach Art.  4 Abs.  3 Rom  II-VO auswirkt.
Mit den hier angedeuteten Problemen ist der Zentralbegriff dieser Arbeit ange­

sprochen – die Koordination. Dieser Begriff und seine Bedeutung für diese Ar­
beit sollen nunmehr vorgestellt werden.

§  2 Koordinationsbegriff und Gedankengang der Arbeit

Nach einer ersten Annäherung an den Koordinationsbegriff (dazu A.) wird der 
Gedankengang des Hauptteils der Arbeit dargestellt. Der Hauptteil enthält zwei 
Teile. Im ersten Teil werden die verschiedenen Koordinationsmethoden analy­
siert (dazu B.); im zweiten Teil werden aus der Lösung einzelner Koordinations­
probleme allgemeine Grundsätze zur Optimierung der Koordination im IPR und 
IZVR abgeleitet (dazu C.). Die Zusammenfassung ist schließlich absichtlich et­
was ausführlicher gestaltet, um dem Leser einen möglichst kompletten Über­
blick über die Arbeit zu bieten.

12  Siehe näher zu diesem Problem unten S. 401.
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A. Eine betriebswirtschaftliche Annäherung  
an den Koordinationsbegriff 

Der Begriff der Koordination stellt an sich keinen genuinen Rechtsbegriff dar, 
sondern taucht in verschiedenen, auch nicht-juristischen Sachbereichen auf. 
Ausgangspunkt ist daher das allgemeine Verständnis von Koordination. Danach 
ist Koordinieren ein Vorgang, bei dem verschiedene Vorgänge aufeinander abge­
stimmt, miteinander in Einklang gebracht werden.13 Eine erste Annäherung kann 
durch ein allgemein betriebswirtschaftliches Beispiel erzielt werden. Wenn z. B. 
ein Unternehmen einen Arbeiter beschäftigt und später einen weiteren Arbeiter 
anstellt, verspricht es sich davon einen Produktionszuwachs.14 Wenn aber z. B. 
bei der Produktion eines Kfz der eine Arbeiter die Räder an- und der andere die 
Räder wieder abmontiert, läuft die Produktion nicht weiter. Das gleiche gilt, 
wenn die Abteilung, die für die Herstellung des Motors zuständig ist, nicht da­
rauf achtet, wie groß der Motorraum des Autos geplant ist, und dann einen zu 
großen Motor herstellt – die fehlende oder schlechte Koordination der Tätig
keiten der Arbeiter durch den Produktionsleiter führt also dazu, dass das Ziel des 
Produktionszuwachses von fahrtüchtigen und sicheren Autos verfehlt wird; im 
Gegenteil wird die Produktion zum Erliegen kommen.

B. Ableitung der Analysekriterien

Aus diesem Produktionsbeispiel wie auch aus den oben in §  1 dargestellten 
rechtlichen Konstellationen lässt sich zum einen ableiten, dass es zwei unter­
schiedliche Formen von Koordination gibt bzw. geben muss, nach denen sich der 
erste Teil vorrangig gliedert: die Vorrang- und die Inhaltskoordination (dazu I.). 
Zum anderen ergeben sich aus dem Produktionsbeispiel Kriterien, welche die 
Koordination allgemein beschreiben; sie können daher als Mittel zur Analyse der 
einzelnen Koordinationsmethoden genutzt werden (dazu II.). 

I. Die beiden Hauptformen der Koordination in dieser Arbeit

Die beiden in dieser Arbeit analysierten Koordinationsformen beinhalten die 
Vorrang- und Inhaltskoordination. Wie wichtig eine sachgerechte Vorrangkoordi
nation ist, zeigt sich zunächst bei den Abstimmungsproblemen zwischen Moto­
renwerk und Karosseriedesign: Der Motorraum muss zur Größe des Motors pas­
sen – und es muss klar sein, wer die Größe bestimmt. Übertragen auf die 
Rechtswissenschaft zeigt sich ebenfalls ein Bedürfnis für eine klare Regelung 

13  Kunkel-Razum/Scholze-Stubenrecht/Wermke, DUW, S.  1001.
14  Vgl. Mankiw/Taylor, Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, S.  330 f.
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des Vorrangverhältnisses von Rechtsakten zweier verschiedener Regelungsebe­
nen sowie innerhalb ein und derselben Regelungsebene. Der Fall oben in §  1 
über den Fahrradkauf im Internet deutet bereits an, dass die Vorrangkoordination 
zwischen völkervertraglichen Kollisionsrechtsübereinkommen und EU-Kollisi­
onsrecht der Verbesserung bedarf.
Die Bedeutung einer sachgerechten Inhaltskoordination ist ebenfalls deutlich 

geworden: Wenn der eine Arbeiter die Räder ans Auto montiert, ist es natürlich 
sinnlos, wenn die Arbeit des anderen Arbeiters darin besteht, diese wieder abzu­
montieren. Hier müssen die Arbeitsinhalte aufeinander abgestimmt sein. Die Be­
deutung für die rechtliche Diskussion deutet sich bereits im Beispiel des Tep­
pichkaufs oben in §  1 an – die inhaltliche Abstimmung von Günstigkeitsvergleich 
in Art.  6 Rom  I-VO und akzessorischer Anknüpfung in Art.  4 Abs.  3 Rom  I-VO 
ist möglicherweise nicht optimal.
Bei der Lektüre des ersten Teils wird dem Leser die nicht geringe Zahl von 

Mechanismen des IPR und IZVR auffallen, die in dieser Arbeit als Koordinations
methoden angesehen werden. Vorauseilend möchte ich dem Kritikpunkt einer 
hypertrophen Darstellungsweise jedoch entgegnen, dass es gerade darum ging, 
die Koordinationsmethoden so umfassend wie möglich – freilich ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit – darzustellen, um dem Leser die Dimension der Koordina
tion in IPR und IZVR deutlich zu machen. Aus diesem Fundus von Koordina
tionsmethoden ist es dann auch einfacher, eine hinreichend große Zahl von 
Koordinationsproblemen für den zweiten Teil abzuleiten, um eine geeignete 
Grundlage für die Herleitung von Optimierungsprinzipien zu schaffen. Gleich­
zeitig dient die zuweilen breitere Darstellung der Koordinationsmethoden dem 
Ziel, deren Entwicklung auch mit Blick auf die neueren Rechtsakte des EuIPR 
und EuZPR zu würdigen.

II. Die Analysekriterien der einzelnen Koordinationsmethoden

Das betriebswirtschaftliche Beispiel des Produktionsprozesses hat gezeigt, dass 
die Untersuchung der Koordination über verschiedene Koordinationscharakte­
ristika führen kann: den Gegenstand der Koordination (im Einführungsbeispiel 
der Produktionsablauf) (dazu 1.), die Methoden der Koordination (im Einfüh­
rungsbeispiel die Abstimmung der Arbeitsabläufe durch Zuweisung von Auf
gaben an die Arbeiter) (dazu 2.), die Ziele, die mit der jeweiligen Koordinations­
methode verfolgt werden (im Einführungsbeispiel das Ziel, dass die Monteure 
nicht gegeneinander arbeiten und dadurch ein Produktionszuwachs erzielt wird) 
(dazu 3.), und schließlich die Koordinationsakteure (im Einführungsbeispiel das 
Unternehmen bzw. der verantwortliche Produktionsleiter) (dazu 4.). Die Reihen
folge, in welcher die Bestandteile vorgestellt werden, beschreibt zugleich die 
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Reihenfolge der Gedankenschritte, mit denen im ersten Teil die Koordinations­
methoden herausgearbeitet und analysiert werden. 
Um dem Leser bereits vor Lektüre des ersten Teils zu zeigen, wie diese Ober­

begriffe im rechtlichen Zusammenhang aussehen, sollen sie bereits an dieser 
Stelle mit Leben gefüllt werden.

1. Koordinationsgegenstände und Regelungsebenen

Was die Koordinationsgegenstände betrifft, bilden den wesentlichen Gegenstand 
dieser Arbeit die Methoden zur Vorrang- und Inhaltskoordination von Normen 
des IPR und IZVR (dazu a). Sachrechtsnormen werden als Koordinationsgegen­
stand dagegen eine vergleichsweise untergeordnete Bedeutung haben (dazu b).

a) Rechtsnormen des IPR und IZVR

aa) Eingrenzung der Arbeit hinsichtlich der Koordinationsgegenstände

Den Hauptkoordinationsgegenstand dieser Arbeit bilden die Normen des IPR 
und IZVR. Dies betrifft sowohl die Vorrang- als auch die Inhaltskoordination. 
Bei den Normen des IPR geht es dabei lediglich um die Koordination von Kolli­
sionsnormen, nicht dagegen um materielles Einheitsrecht, wie es etwa im CISG15 
oder dem CMR16 enthalten ist.
Im IZVR wird sich die Darstellung dieser Arbeit auf Gerichtsstandnormen, 

Normen über im Zusammenhang stehende Verfahren sowie die Anerkennung 
und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen beschränken. Nicht behandelt 
werden in dieser Arbeit Normen, die ebenfalls als Koordinationsnormen angese­
hen werden können, welche die Kooperation zwischen Gerichten im internatio­
nalen Rechtsverkehr regeln. Dies betrifft z. B. Kapitel IV der Brüssel IIa-VO mit 
den dortigen Art.  53 ff.
Die Bandbreite der zu koordinierenden Rechtsnormen soll im Folgenden über­

blicksartig zusammengefasst werden.

bb) Die Koordinationsgegenstände und Regelungsebenen im IPR und IZVR –  
Ein Überblick

Das Problem, Normen des IPR und IZVR auf einer Normebene zu koordinieren 
bzw. verschiedene solcher Ebenen miteinander zu koordinieren, entstand zusam­

15  Wiener UN-Übereinkommen über Verträge über den internationalen Warenkauf vom 
11.4.1980 (BGBl. 1989 II, S.  588) mit 83 Vertragsstaaten.

16  Genfer Übereinkommen über den Beförderungsvertrag im internationalen Straßengüter­
verkehr vom 19.5.1956 (BGBl. 1961 II, S.  1120) mit 55 Vertragsstaaten (siehe Jayme/Haus-
mann, Nr.  153, Fn.  1).
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men mit der Herausbildung der Ebenen. Mit Blick auf die historische Entwick­
lung der Kollisionsrechtsebenen zeigt sich, dass sich die nationale (dazu (1)) und 
die staatsvertragliche Ebene (dazu (2)) gleichzeitig herausgebildet haben, sich 
jedoch in unterschiedlicher Weise und mit unterschiedlicher Intensität den ver­
schiedenen Aspekten des IPR und IZVR gewidmet haben. Zeitlich die letzte 
Phase bildet bislang die Herausbildung der europäischen Ebene im Rahmen von 
EWG/EG bzw. EU (dazu (3)).

(1) Internationales Privat- und Verfahrensrecht als nationales Recht

Umfassende Regelungen zum IPR bzw. ein umfassender Kanon von Prinzipien 
für alle Rechtsbereiche fanden sich zunächst im nationalen Recht. Im deutschen 
Recht trat das EGBGB am 1.1.1900 in Kraft und mit ihm Kollisionsregeln, die 
zu allen Rechtsbereichen des Bürgerlichen Gesetzbuches Kollisionsregeln 
enthielten. Im Streit zwischen internationalistischer bzw. universalistischer und 
nationalistischer bzw. autonomistischer Auffassung17 war bis ins 20. Jahrhundert 
hinein der Gedanke, das IPR national aufzufassen18; bezeichnend hierfür sind 
u. a. die einseitigen Kollisionsnormen in Art.  3 Code civil und im EGBGB bis zu 
dessen tiefgreifender Reform im Jahre 198619. Das common law beruht dagegen 
von Natur aus tendenziell nicht auf geschriebenen Regelungen, sondern auf 
Rechtsprechung.20 Erst in jüngerer Zeit sind Gesetze erlassen worden, auch sol­
che, die Kollisionsrecht beinhalten.21 
Dagegen gab es jedenfalls im deutschen Recht nur wenige spezielle Regelun­

gen zum IZVR, und sie sind dort auch heute noch außerhalb des EuZVR in der 
ZPO nicht vertreten, wo man sich mit der Doppelfunktionalität der örtlichen Ge­
richtsstandregeln behilft.22 Anders ist es im FamFG vom 17.12.2008, in dessen 
§§  98 ff. Regelungen zur internationalen Zuständigkeit enthalten sind.

(2) Internationales Privat- und Verfahrensrecht als Völkervertragsrecht

Im Bereich der völkerrechtlichen Verträge gab es die Haager Konferenz für Inter­
nationales Privatrecht bereits seit 1893. Sie brachte bereits Anfang des 20. Jahr­

17  Siehe dazu Kegel/Schurig, IPR, §  3 X, XI.1a.
18  Rauscher, IPR, Rdn.  171 f.
19  Siehe zu dieser Reform ausführlich v. Hoffmann/Thorn, IPR, §  1, Rdn.  134 f.
20  Vgl. Cheshire/North/Fawcett/Carruthers, PIL, S.  20–37 und deren Referenzen zur 

Rechtsprechung, ohne explizit Normen zu erwähnen.
21  Siehe z. B. den Civil Jurisdiction and Judgements Act von 1982; siehe auch unten S. 209 

sowie S. 229.
22  BGH, Urt. v. 20.5.1981 – VIII ZR 270/80, NJW 1981, 2642. Dazu auch unten S. 11 und 

S. 133.
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hunderts einige internationale Übereinkommen zu Tage. Diese beschränkten sich 
thematisch jedoch im Wesentlichen auf das internationale Ehe- und Kindschafts­
recht sowie das Zivilprozessrecht.23 Aufgrund dieser thematischen Begrenzung 
mussten bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts die anderen Rechtsbereiche durch das 
nationale Kollisionsrecht bestimmt werden.
Eine Zäsur lässt sich mit Inkrafttreten des Übereinkommens betreffend das auf 

internationale Kaufverträge über bewegliche Sachen anwendbare Recht vom 
15.6.195524 erkennen. Mit diesem Übereinkommen verließ die Haager Konven­
tion die genannte thematische Enge und erweiterte das Spektrum auf die interna­
tionalen Handelsbeziehungen. Auch in der Folge wurde mit dem Haager Über­
einkommen über das auf die Form letztwilliger Verfügungen anzuwendende 
Recht vom 5.10.196125 und dem Haager Übereinkommen über das auf Unter­
haltspflichten anzuwendende Recht vom 2.10.197326 der Regelungsbereich der 
Haager Übereinkommen erweitert; er befindet sich auch in heutiger Zeit unter 
konstanter Überarbeitung und Erweiterung. Das genannte HUÜ 1973 ist durch 
das Haager Protokoll über das auf Unterhaltspflichten anzuwendende Recht vom 
23.11.200727 ersetzt worden; hinzugekommen sind zudem das Haager Überein­
kommen über Gerichtsstandvereinbarungen vom 30.6.200528 und das Haager 
Übereinkommen über die internationale Geltendmachung der Unterhaltsansprü­
che von Kindern und anderen Familienangehörigen vom 23.11.200729. Damit 
lässt sich der 15.6.1955 als eine Zäsur identifizieren, nach der die Haager Über­
einkommen die zuvor vom nationalen IPR beherrschten Bereiche zunehmend 
übernommen haben.

23  IPR: Convention of 12 June 1902 relating to the settlement of the conflict of the laws 
concerning marriage; Convention of 12 June 1902 relating to the settlement of the conflict of 
laws and jurisdictions as regards to divorce and separation; Convention of 12 June 1902 relating 
to the settlement of guardianship of minors; Convention of 17 July 1905 relating to conflicts of 
laws with regard to the effects of marriage on the rights and duties of the spouses in their per­
sonal relationship and with regard to their estates; IZVR: Convention of 17 July 1905 relating 
to civil procedure (siehe dazu <https://www.hcch.net/en/instruments/the-old-conventions>; 
zuletzt aufgerufen am 13.2.2016).

24  Siehe den Text unter <http://www.hcch.net/index_en.php?act=conventions.text&cid=35> 
(zuletzt aufgerufen am 29.3.2015).

25  BGBl. 1965 II, S.  1145. Im Folgenden: HTestformÜ.
26  BGBl. 1986 II, S.  837.
27  ABl. EU 2009 Nr. L 331/19. Im Folgenden: HUP 2007.
28  ABl. EU 2009 Nr. L 133/3. Im Folgenden: HGÜ.
29  ABl. EU 2011 Nr. L 192/51. Im Folgenden: HUÜ 2007.
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(3) Internationales Privatrecht europäischer Herkunft

(a) Europäisches Kollisionsrecht auf staatsvertraglicher Basis

Eine weitere Zäsur in der Entwicklung von IPR und IZVR stellt das EuGVÜ 
vom 27.9.1968 dar. Es ist das erste bedeutende Übereinkommen, das zwischen 
den Staaten der damaligen EWG abgeschlossen wurde. Es markiert damit zu­
gleich den ersten Schritt hin zu einer Harmonisierung von IPR und IZVR inner­
halb der Europäischen Gemeinschaft.
Der EWG-Vertrag enthielt jedoch nicht die heute bekannten Kompetenzvor­

schriften zum Erlass von Harmonisierungsverordnungen. Vielmehr war die ein­
zige Stütze für Harmonisierungstätigkeiten der EWG Art.  220 EWGV, der je­
doch keine Rechtsgrundlage für die Vereinheitlichung von Kollisionsrecht 
enthielt. Daher war die Einordnung des EuGVÜ auch umstritten. Einerseits wur­
de sie als „primäres, jedenfalls aber als sekundäres Gemeinschaftsrecht“30 an­
gesehen. Nach anderer Ansicht handelte es sich um einen normalen völkerrecht­
lichen Vertrag, der nicht von vornherein Vorrang vor dem nationalen Recht habe;31 
wegen des Grundsatzes der völkerrechtsfreundlichen Auslegung des nationalen 
Rechts ergaben sich jedoch nach dieser Ansicht keine Unterschiede.32

(b) Europäisches Kollisionsrecht neuer Form

Noch vor den Kompetenzgrundlagen in Art.  81 AEUV des Vertrags von Lissabon 
erhielten die Art.  61 ff. sowie 293 EGV mit dem Vertrag von Amsterdam Einzug 
in das Recht der EU. Sie bildeten bis zum Inkrafttreten des Vertrags von Lissa­
bon am 1.12.2009 die Kompetenzgrundlage für die Harmonisierung von EuIPR 
und EuZVR. Auf dieser rechtlichen Grundlage beruhen u. a. die Brüssel I-VO, 
die Brüssel IIa-VO sowie die Verordnungen Rom  I, Rom  II und die EuUnthVO. 
Auf den Kompetenzregeln des AEUV beruhen bereits die Brüssel Ia-VO, die 
EuErbVO sowie die Rom  III-VO. In ihren jeweiligen Anwendungsbereichen er­
gibt sich eine Konkurrenz mit staatsvertraglichen IPR- und IZVR-Rechtsakten.33

In diesem Zusammenhang ist eine redaktionelle Eigenheit dieser Arbeit anzu­
sprechen. Während ihrer Erstellung hat es diverse Veränderungen im europäi­
schen IPR und IZVR gegeben, indem nicht nur die EuGüterVO und EuPartVO 
in Kraft getreten sind, sondern auch die Brüssel Ia-VO die Brüssel I-VO ersetzt 
hat. Um eine die Lektüre erschwerende Doppelung der wortidentischen Vor­

30  Formulierung von Geimer/Schütze1, Einl., Rdn.  13; vertreten von Schlosser, RIW 1983, 
473, 475; Baumgärtel, FS Kegel (1977), 285, 286.

31  Heß, IPRax 1994, 10, 13; Kropholler5, Einl., Rdn.  12.
32  Geimer/Schütze1, Einl., Rdn.  13; Kropholler, Einl., Rdn.  13.
33  Siehe dazu 1.  Teil, 1.  Abschnitt, 4.  Kapitel, §  2.
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schriften von Brüssel I-VO und Brüssel Ia-VO zu vermeiden, werden sich in 
dieser Arbeit im Grundsatz nur die Vorschriften der Brüssel Ia-VO finden. Ledig­
lich an denjenigen Stellen, an denen es aus inhaltlichen Gründen notwendig ist, 
wird auch die jeweilige Vorschrift der Brüssel I-VO genannt sein.

b) Sachrechtsnormen als Koordinationsgegenstand

Sachrechtsnormen spielen in den Koordinationsmethoden, die dieser Arbeit zu­
grunde liegen, dagegen eine kleinere Rolle. Im IPR werden sie vornehmlich im 
Rahmen der Vorrangkoordination wie z. B. dem Günstigkeitsvergleich relevant, 
wenn sie aufgrund kollisionsrechtlicher Rechtsinstitute vor den Sachrechtsnor­
men anderer Rechtsordnungen Anwendung finden, im Rahmen der Substitution 
jedoch auch als Inhaltskoordination. Auch der materiellen Erbrechtsnorm Art.  32 
EuErbVO34 soll in dieser Arbeit im Rahmen der Darstellung der Koordinations­
methoden keine eigenständige Rolle zukommen; sie wird jedoch im Zusammen­
hang mit demjenigen Koordinationsproblem anzusprechen sein, zu dessen Lö­
sung sie geschaffen wurde.35

Im IZVR haben nationale Verfahrensnormen generell keine große Bedeutung, 
werden jedoch sowohl als Inhaltskoordination als auch – im Rahmen der An
erkennung und Vollstreckung als Bestandteil des verfahrensrechtlichen ordre 
public – als Vorrangkoordination relevant.

2. Funktionsweise der Koordinationsmethoden

Nach den Koordinationsgegenständen wird die Funktionsweise der Koordinati­
onsmethode erläutert. Es wird dabei darum gehen, die wesentlichen Charakteris­
tika der Methode herauszuarbeiten, mit denen die Koordinationsgegenstände 
zueinander in Beziehung gesetzt werden. Über diese Darstellung hinaus kommt 
der Funktionsweise zusammen mit dem danach zu behandelnden Koordinations­
zweck bzw. -ziel eine wichtige Wirkung für den zweiten Teil dieser Arbeit zu.

3. Ziele der Koordination

Hinsichtlich der Koordinationsziele ist nach den Zielen der einzelnen Koordina­
tionsmethoden und nach dem Ziel der Koordination allgemein zu unterscheiden.
Die Ziele der einzelnen Koordinationsmethoden werden im 1.  Teil im Zusam­

menhang mit der jeweiligen Koordinationsmethode dargelegt. 

34  Hertel in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Art.  32 EuErbVO, Rdn.  2.
35  Siehe dazu im Rahmen der Normwidersprüche im IPR S. 296 und S. 340.
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